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Rechtsverordnung zur Ausdehnung der Fortbildungsſchulpfli cht S. 169 

Berigtigung g f.! p S. 170 
62 Dritte Verordnung 


zur Abänderung der 3. Rechtsverordnung über die Senkung von Zinſen vom 22. September 1933. 
Vom 9. März 1934. 


Auf Grund des § 1 Stelle 61 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird die 3. Rechtsverordnung über die Senkung von 
Zinſen vom 22. September 1933 (G. Bl. S. 441) wie folgt mit Geſetzeskraft geändert: 


Artikel ! 


Im 8 5 wird hinter den Worten „Anderung der Zins-“ eingefügt: „Verwaltungskoſten⸗“. 
Im 8 5 werden die Worte „der SS 1 bis 2“ erſetzt durch: „der 88 1 bis 3“. 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1933 in Kraft. 
Danzig, den 9. März 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


ala 
2. 


63 Dritte Verorduung 
zur Abänderung und Ergänzung der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuld⸗ 
i verhältniſſe vom 22. September 1933. 
Vom 9. März 1934. 

Auf Grund des 8 1 Stelle 61 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 

vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird Folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! 

Die Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 
1933 (G. Bl. S. 444) in der Faſſung der Verordnungen vom 28. Oktober 1933 und 21. Dezember 
1933 (G. Bl. S. 512, 626) wird dahin abgeändert und ergänzt: 

1. § 4 erhält folgenden Abf. 3: 

„Von Stellung des Antrages auf Einleitung des Verfahrens an kann ein Bürge oder Mit⸗ 
ſchuldner die Befriedigung des Gläubigers während der Dauer des Verfahrens inſoweit verweigern, 
als er im Falle der Befriedigung einen Erſatzanſpruch gegen den Grundſtückseigentümer haben 
würde.“ f 

2. In $ 5 Stelle 2 und in $ 6 Stelle 3 wird das Wort „und“ durch das Wort „oder“ erſetzt. 
3. Im $ 7a wird hinter den Worten 
„des zu entſchuldenden Grundſtücks iſt“ 
eingefügt: ee 
„oder daß ein Grund vorliegt, der nach den 88 5 und 6 die Ablehnung der Einleitung des Ver⸗ 


fahrens gerechtfertigt haben würde.“ 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 29. 3. 1934.) 


11. 


12, 


13. 


14. 


8 7a erhält folgenden Abſatz 2: 
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„Bis zum Erlaß des Schlußbeſcheides (S 34) kann der Antrag auf Einleitung des Entſchul⸗ 
dungsverfahrens zurückgenommen werden, jedoch nach Einleitung des Verfahrens nur mit Zu⸗ 
ſtimmung des Amtsgerichts. In dieſem Falle iſt das Verfahren aufzuheben.“ 


. 8 13 Abf. 3 erhält folgende Faſſung: 


„Erſtwertige Hypotheken (Grundſchulden) im Sinne dieſer Verordnung ſind ſolche Hypotheken 
(Grundſchulden), die innerhalb der Grenze von 40 v. H. des der Grundvermögensiteuerver- 
anlagung zu Grunde zu legenden Grundſtückswertes liegen. Die Feſtſtellung dieſer Wertgrenze 
erfolgt durch das Amtsgericht. Gehören dem Grundſtückseigentümer mehrere Grundſtücke mit un⸗ 
gleichartiger Belaſtung, jo beſtimmt das Amtsgericht nach pflichtmäßigem Ermeſſen, welche Hypo⸗ 
theken (Grundſchulden) erſtwertig im Sinne dieſer Verordnung ſind oder in welcher Höhe ſie als 
erſtwertige Hypotheken zu gelten haben.“ 


. 8 15 Abf. 1 erhält folgende Sätze 2 und 3: 


„Die Hinzurechnung findet nicht ſtatt, wenn durch vor dem 1. Auguſt 1933 ausgeſtellte Urkunden 
nachgewieſen wird, daß die Zinsrückſtände einer anderen Perſon als dem Gläubiger der Hypothek 
(Grundſchuld) zuſtehen. Die Zinsrückſtände ſind in dieſem Falle gemäß § 23 zu behandeln.“ 


. 15 erhält folgenden Abſ. 3 


„Sind vom Gläubiger angemeldete, dem Kapital hinzuzurechnende Zinsrückſtände vom 
Schuldner beſtritten, jo hat das Amtsgericht in dem gemäß $ 34 zu erlaſſenden Beſchluß feſtzu⸗ 
ſtellen, daß für den Gläubiger in Höhe des beſtrittenen Betrages mit dem Range ſeiner Hypothek 
(Grundſchuld) eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf die angemeldeten Zinsrück⸗ 
ſtände einzutragen iſt. Die Vormerkung iſt vom Grundbuchamt von Amts wegen zu löſchen, ſofern 
nicht der Gläubiger nach Ablauf von 3 Jahren ſeit Eintragung der Vormerkung eine Eintragungs⸗ 
bewilligung des Schuldners oder einen rechtskräftigen Titel beim Grundbuchamt vorlegt, aus 
welchem ſich ergibt, daß ihm die beanſpruchten Zinsrückſtände zuſtehen.“ 


. 8 16a erhält folgenden Satz 2: 


„Die Beſtimmung des § 16 Abſ. 3 findet auf dieſe Hypotheken und Grundſchulden keine An⸗ 
wendung.“ 


. Im $ 20 wird hinter den Worten „der Zins-“ eingefügt: „Verwaltungskoſten⸗“. 
. 8 23 Abſ. 1 erhält folgenden Satz 5: 


„Aufſchiebend bedingte Forderungen gelten als Schwimmſchulden im Sinne dieſer Beſtimmungen 
nur inſoweit, als die Bedingung bereits am 1. Oktober 1933 eingetreten iſt.“ 

Im $ 24 Abſ. 1 Stelle 4 werden die Worte: „31. Juli 1933“ erſetzt durch: „30. September 
1933.“ 

§ 25 Abſ. 2 wird, wie folgt, gefaßt: 

„Eine Verzinſung dieſer Forderung findet nach dem 1. Oktober 1933 nicht ſtatt. Dem Amts⸗ 
gericht ſteht die Entſcheidung darüber zu, ob und inwelcher Höhe eine Zinsforderung für die 
Zeit vor dem 1. Oktober 1933 den guten Sitten widerſpricht und daher unberückſichtigt zu bleiben 
hat. Das Amtsgericht iſt ferner berechtigt, Verzugszinſen in den Fällen, in denen fie üblicherweiſe 
nicht verlangt werden, z. B. bei Handwerkerforderungen und Forderungen von Kleinlieferanten 
im Verfahren unberückſichtigt zu laſſen. Die Entſcheidungsbefugnis des Amtsgerichts in den 
beiden vorgenannten Fällen gilt auch für die im § 24 aufgeführten Forderungen.“ 

In $ 26 treten 
a) in Abſ. 1 anſtelle des Wortes „hinterlegen“ das Wort „einbehalten“, 
b) in Abſ. 1 Stelle d und in Abſ. 2 anſtelle der Worte „die Hinterlegung“ die Worte 
„die Einbehaltung“. 


§ 26 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
„Die Berechtigung der Staatl. Treuhandgeſellſchaft zur Einbehaltung unterliegt nicht der 


Nachprüfung im Prozeßwege. Die Klage auf Einwilligung in die Auszahlung des einbehal⸗ 


tenen Betrages iſt gegen die Staatl. Treuhandgeſellſchaft und gegen den früheren Schuldner zu 
richten. Wird der Klage ſtattgegeben, ſo iſt die Staatl. Treuhandgeſellſchaft zur Koſtenerſtat⸗ 


tung nicht verpflichtet. Sie kann von dem früheren Schuldner Erſtattung der ihr erwachſenen 


Koſten verlangen. Der Anſpruch des Gläubigers erliſcht, ſofern er nicht vor Ablauf von 


3 Jahren ſeit Übergang der Forderung auf die Staatl. Treuhandgeſellſchaft eine Auszahlungs⸗ 
bewilligung des Schuldners oder einen rechtskräftigen Titel vorlegt, aus na ſich ergibt, 
daß ihm die Forderung zuſteht.“ 


167 


15. In 8 27 Abſ. 1 Satz 1 find hinter den Worten „werden von ihrer Verbindlichkeit frei“ ein 


16. 


15 


Komma und die Worte einzufügen: 

„ſofern ſie im Falle der Befriedigung des Gläubigers einen Erſatzanſpruch an den Grundſtücks⸗ 
eigentümer haben würden.“ 

§ 27 erhält folgende Sätze 3 und 4: £ 

„Die Grundſchuld bleibt inſoweit beſtehen, als ſie zur Sicherung eines laufenden Kredites dient 
und dieſer in der Zeit vom 1. Auguſt 1933 bis zum 31. Januar 1934 in Anſpruch genommen 
worden iſt. Dieſer zunächſt beſtehen bleibende Teil der Grundſchuld erliſcht, ſobald der Kredit 
abgedeckt iſt.“ 

Anſtelle des § 33 treten die nachfolgenden SS 33 und 38 a—d. 


8 33 

Sit auch durch Anordnung der weiteren Laſtenſenkung (8 32) das Ziel der Entſchuldung 
nicht zu erreichen, ſo kann das Amtsgericht das Verfahren zwecks Anbahnung außergerichtlicher 
Verhandlungen über eine weitergehende Entſchuldung ausſetzen. In dem die Ausſetzung an⸗ 
ordnenden Beſchluß iſt anzugeben, ob die außergerichtlichen Verhandlungen mit ſämtlichen Gläu⸗ 
bigern oder nur mit einem näher zu beſtimmenden Teil derſelben zu führen ſind. Durch die 
Ausſetzung werden die mit der Einleitung des Verfahrens verbundenen Schutzmaßnahmen zu⸗ 
gunſten des Grundſtückseigentümers (88 4, 12) nicht berührt. 

Der außergerichtliche Vergleich zwiſchen dem Grundſtückseigentümer und deſſen Gläubigern 
oder einzelnen ſeiner Gläubiger über eine über die Vorſchriften dieſer Verordnung hinausgehende 
Schuldenregelung bedarf der ſchriftlichen Form; er kann zu Protokoll des Amtsrichters oder der 
Geſchäftsſtelle des Amtsgerichts erklärt werden. Das Amtsgericht kann die öffentliche Beglau⸗ 
bigung der Unterſchriften der Beteiligten oder die Verlautbarung zu Protokoll des Amtsrichters 
oder der Geſchäftsſtelle anordnen. 

Das Amtsgericht hat den Gang der außergerichtlichen Vergleichsverhandlungen zu über⸗ 
wachen. 

Haben die Verhandlungen zu einem Vergleich mit ſämtlichen an ihnen beteiligten Gläu⸗ 
bigern (Abſ. 1 Satz 2) geführt, jo hat das Amtsgericht die Ausſetzung des Verfahrens zu wider⸗ 
rufen; die außergerichtliche Schuldenregelung tritt damit anſtelle der in dieſer Verordnung vor⸗ 
geſehenen Entſchuldungsmaßnahmen. 

Haben die Verhandlungen zu einem Vergleich nur mit einem Teil der an ihnen beteiligten 
Gläubiger geführt, ſo kann das Amtsgericht hinſichtlich der übrigen an ihnen beteiligten Gläu⸗ 
biger anordnen, daß 

a) die Wertgrenze für die Beſtimmung der erſtwertigen Hypotheken, Grundſchulden und 
Rentenſchulden (SS 13, Abſ. 3, 21) auf 30 v. H. des der Grundvermögenſteuerveranla⸗ 
gung zugrunde zu legenden Grundſtückswerts herabgeſetzt, 

b) der Zinsſatz der Hypotheken und Grundſchulden (§ 13) auf 3 % bei erſtwertigen, auf 
1½ % bei zweitwertigen Hypotheken und Grundſchulden herabgeſetzt wird und daß 

c) Schwimmſchulden vom Übergang auf die Staatliche Treuhandgeſellſchaft ausgeſchloſſen 
und nach Maßgabe des $ 30 dieſer Verordnung bei einer Verzinſung von ½ v. H. zu 
tilgen ſind. 

Gleichzeitig iſt die Ausſetzung des Verfahrens zu widerrufen. Für die Gläubiger, mit denen 
die außergerichtliche Schuldenregelung zuſtande gekommen iſt, tritt damit dieſe anſtelle der in 
dieſer Verordnung vorgeſehenen Entſchuldungsmaßnahmen. 

Haben die Verhandlungen zu einem Vergleich überhaupt nicht oder nur in derartig ge⸗ 


ringem Umfange geführt, daß auch durch eine Anordnung nach Maßgabe des Abſ. 5 das Ziel 
der Entſchuldung nicht erreicht wird, ſo hat das Amtsgericht die Ausſetzung des Verfahrens gleich⸗ 


falls zu widerrufen und anzuordnen, daß die Einleitung des Verfahrens als nicht erfolgt gilt. 
Das Gleiche gilt, wenn der Grundſtückseigentümer das Ergebnis binnen einer vom Amtsgericht 
beſtimmten Friſt nicht oder nicht in der durch das Gericht angeordneten Form nachweiſt. 
f ö § 33a 

Soweit eine außergerichtliche Schuldenregelung anſtelle der in dieſer Verordnung vorgeſehenen 
Entſchuldungsmaßnahmen getreten iſt (S 33 Abſ. 4 und 6), finden auf die Befriedigung der 


Staatlichen Treuhandgeſellſchaft die Vorſchriften der SS 28, 29, 32 Abſ. 2 Stelle 1 entſprechende 


Anwendung. 


18, 


19; 


20. 


21. 
22. 


23. 


24. 
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§ 33 b 

Überjteigt der Betrag der vor dem 1. Auguſt 1933 entſtandenen, in dem Antrag auf Ein⸗ 
leitung des Verfahrens bezeichneten oder rechtzeitig angemeldeten Schwimmſchulden (§ 23 Abſ. 1 
und 2) die Grenzen von 15 v. H. des der Grundvermögensſteuerveranlagung zugrunde zu legen⸗ 
den Grundſtückswerts, ſo hat das Amtsgericht die Durchführung der Entſchuldung davon ab⸗ 
hängig zu machen, daß der Grundſtückseigentümer eine vom Amtsgericht zu bezeichnende Land- 
fläche der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft zu einem Gegenwert zur Verfügung ſtellt, den das 
Amtsgericht gleichzeitig nach Anhörung eines oder mehrerer Sachverſtändiger im Einvernehmen 
mit dem Senat der Freien Stadt Danzig feſtzuſetzen hat. Von dem Verlangen der Landhergabe 
kann abgeſehen werden, insbeſondere wenn zu dem zu entſchuldenden Grundſtück keine zur Beſied⸗ 
lung geeigneten Landflächen gehören oder wenn die Landabgabe die erfolgreiche Bewirtſchaftung 
des Reſtgrundſtücks unmöglich machen würde. x 

Der Grundſtückseigentümer hat ſein Einverſtändnis mit der ihm auferlegten Landabgabe 
zu Protokoll des Amtsgerichts zu erklären. Gibt er die Erklärung binnen einer vom Gericht be⸗ 
ſtimmten Friſt nicht ab, ſo kann das Amtsgericht anordnen, daß die Einleitung des Verfahrens 
als nicht erfolgt gilt. a 

§ 330 

Auf Grund einer Einverſtändniserklärung (8 33 b Abſ. 2) iſt der Grundſtückseigentümer ver⸗ 
pflichtet, die abzugebende Landfläche an die Staatliche Treuhandgeſellſchaft zu einem von ihr zu 
beſtimmenden Zeitpunkt aufzulaſſen. Der Gegenwert ($ 33 b Abſ. 1) iſt auf den Rückgriffsan⸗ 
ſpruch der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft zu Beginn des der Auflaſſung folgenden Kalender⸗ 
viertelſahres in Anrechnung zu bringen. 

§ 33 d 

Mit der Auflaſſung der abzugebenden Landfläche an die Staatliche Treuhandgeſellſchaft 
wird die Landfläche von der Haftung für die auf dem zu entſchädigenden Grundſtück laſtenden ding⸗ 
lichen Rechten, ſoweit dieſelben auf Geld⸗ oder Sachleiſtungen gerichtet ſind, frei. Dem Gläubiger 
dieſer Rechte ſteht aus Anlaß der Landabgabe ein Kündigungsrecht nicht zu. 

Wird bis zum 1. Januar 1959 die Zwangsverſteigerung des dem Grundſtückseigentümer 
nach der Auflaſſung verbliebenen Reſtgrundſtücks angeordnet und reicht der zu verteilende Erlös 
zur Befriedigung der dem Anſpruch der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft (S 28 Abſ. 1) vorge⸗ 
henden Berechtigten nicht aus, ſo iſt die Staatliche Treuhandgeſellſchaft verpflichtet, den Fehlbe⸗ 
trag bis zur Höhe des für die Landabgabe angerechneten Wertes (§ 33 b Abſ. 1) zur Teilungs⸗ 
maſſe bar zuzuſchießen. 
§ 34 Abſ. 1 erhält folgenden Satz 3: 

„Iſt eine Landabgabe angeordnet, ſo iſt die abzugebende Landfläche in dem Beſchluß zu ver⸗ 
zeichnen und deren Gegenwert ($ 33 b Abſ. 1) anzugeben.“ 
In $ 38 Abſ. 1 erhält Ziffer 7 folgende Faſſung: 

„7. Die nach SS 33 und 33 b zu treffenden Entſcheidungen.“ 
§ 42 erhält folgenden Abſatz 2: 

„Einer Genehmigung bedarf es nicht, ſofern wegen der in § 20 bezeichneten Forderungen 
die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks betrieben wird.“ 

In § 45 Abſ. 1 werden die Worte „31. März 1934“ erſetzt durch „30. September 1934“. 
In $ 45 Abſ. 2 werden die Worte „31. März 1934“ erſetzt durch „30. Juni 1934“. 
§ 53 erhält folgenden Abſ. 3: 

„Soweit Inventarſtücke verſichert ſind, erſtreckt ſich das Pfandrecht auf die Forderung gegen 
den Verſicherer. Die Haftung der Forderung gegen den Verſicherer erliſcht, wenn das verſicherte 
Inventar wiederhergeſtellt oder Erſatz dafür geſchafft iſt.“ 
§ 60 Abſ. 3 erhält folgenden Zuſatz: 

„Aus dem Verpfändungsvertrage findet auf Grund einer von dem Amtsgericht, bei dem die 


Niederlegung erfolgt iſt, zu erteilenden vollſtreckbaren Ausfertigung, ohne daß Zuſtellung erforder⸗ 


lich iſt, die Zwangsvollſtreckung auf Herausgabe der verpfändeten Inventarſtücke ſtatt.“ 


25. In 8 61 Abſ. 1 Satz 3 wird hinter dem Worte „verlangen“ hinzugeſetzt: 


„daß innerhalb 1 Woche, nachdem ihn die Staatsbank von der geſchehenen Verwertung benach⸗ 


richtigt hat, ſchriftlich geſtellt werden muß.“ 
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26. Als 8 69 iſt einzufügen: 

„Bei der Prüfung des Rechts auf Leiſtungen und bei der Berechnung deren Höhe durch die 
Invaliden⸗ und Angeſtellten⸗Verſicherung ſind Beitragsrückſtände als geleiſtete Beiträge zu be⸗ 
handeln, wenn dieſe Rückſtände gemäß § 23 Schwimmſchulden geworden ſind, und die Staatliche 
Treuhandgeſellſchaft m. b. H. in Danzig an die Stelle des bisherigen Schuldners getreten iſt.“ 

Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1933 in Kraft. 
Artikel III i : 
Der Senat wird ermächtigt, die Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhält⸗ 
niſſe vom 22. September 1933 (G. Bl. S. 444) in der jetzt geltenden Faſſung neu zu verkünden. 


Danzig, den 9. März 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


64 Verordnung 
zur Abänderung des Bierſteuergeſetzes. 
Vom 10. März 1934. 
Auf Grund der Beſtimmungen im $ 1 VI Nr. 55a und $ 2 Abſatz 1b des Geſetzes zur Be 
hebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird hiermit folgendes 


mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 


§ 3 Abſ. 1 des Bierſteuergeſetzes vom 26. Juli 1918 in der zur Zeit für Daneie geltende 
Faſſung erhält folgenden Wortlaut: 

Die Bierſteuer beträgt für aus dem Ausland eingeführtes Bier 8,00 Gulden für das Hekto⸗ 
liter; für im Inland hergeſtelltes Bier für jedes Hektoliter der in einem Brauereibetriebe inner⸗ 
halb eines Rechnungsjahres hergeſtellten Biermenge: 

von den erſten 2 000 Hektolitern 4,50 Gulden 
von den weiteren 8000 Hektolitern 5, — Gulden 
„ „ „ 10.000 2 5,50 ”„ 

* 10.000 2) 6,— 7 

2) „ ”„ 30 000 „ 6,50 „ 


„ „ „ 30 000 „ 9 — „ 

£ „ „ „ 30 000 „ 7,50 7 

Bot dei Reſ e ß 
Artikel 1. 


Die Verordnung tritt am 12. Februar 1934 in Kraft, für eingeführtes Bier mit dem Tage 


der Verkündung. 
Artikel III a) 


Die Verordnung zur Abänderung des Bierſteuergeſetzes vom 5. Februar 1934 wird 11 


Danzig, den 10. März 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


6⁵ Rechtsverordnung 


zur Durchführung der Fortbildungsſchulpflicht. 
Vom 9. März 1934. 


Auf Grund von $ 1 Ziff. 36, 39 und 79 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft angeordnet: 


Artikel I 
In der Gewerbeordnung wird hinter $ 120 folgender neuer Artikel eingeſetzt: 
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Zuſatz zu 8 120. 
| Der Senat wird ermächtigt, durch Verordnung feſtzuſetzen, inwieweit die Jugendlichen beiderlei 
Geſchlechts unter 18 Jahre der Fortbildungsſchulpflicht unterliegen. Der Senat kann die Fort⸗ 
bildungsſchulpflicht feſtſetzen für Jugendliche eines beſtimmten Alters, eines beſtimmten Geſchlechts 
oder beſtimmter Ortſchaften. Er kann ſie auf Jugendliche des geſamten Staatsgebietes ausdehnen. 
Der Senat erläßt die zur Durchführung der Fortbildungsſchulpflicht erforderlichen Vorſchriften, 
insbeſondere die Satzungen für die einzelnen Fortbildungsſchulen. 
Artikel II 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 9. März 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Boeck 


66 Berichtigung 

In der Verordnung betreffend die Verkündung des Übereinkommens zwiſchen der Freien Stadt 
Danzig und der Republik Polen vom 18. September 1933 über die Behandlung polniſcher Staats- 
angehöriger und anderer Perſonen polniſcher Herkunft und Sprache auf dem Gebiete der Freien Stadt 
Danzig vom 12. Februar 1934 (G. Bl. S. 55) a 

find in dem Text der deutſchen Überſetzung in Abſchnitt A Artikel 1 Ziffer 1 Abs. 1 in Zeile 5 

hinter dem Worte „Sprache“ einzufügen: „mit Danziger Staatsangehörigkeit“. 


Danzig, den 14. März 1934. 
8 Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Schriftleitung: Geſchäſtsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


